Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3369 


Schriftlicher Bericht 

des Auschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Verordnung des Rats über die schrittweise Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Zucker 

— Drucksache IV/2118 — 


A. Bericht des Abgeordneten Bewerunge 


I. 

Der vorliegende Vorschlag der EWG-Kommission 
in Drucksache IV'2118 wurde mit Schreiben des 
Herrn Bundestagspräsidenten vom 6. April 1964 an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend sowie an den Wirtschaftsaus- 
schuß und Außenhandelsausschuß mitberatend über- 
wiesen. j 

II . ' 

Die Kommission schlägt für die Gestaltung einer 
gemeinsamen Politik auf dem Zuckermarkt nach 
Artikel 40 Abs. 2 EWG-Vertrag eine gemeinsame 
Marktordnung vor, die an die Stelle der derzeit 
angewandten einzelstaatlichen Marktordnungsmaß- 
nahmen treten soll. Entsprechend der bereits bei der 
Verordnung Nr. 19/62 (Getreide) des Rats der EWG 
verfolgten Konzeption, geht der Verordnungsent- 
wurf auch bei Zucker von dem Grundsatz der freien 
Erzeugung aus. Das Gleichgewicht zwischen der Pro- 
duktion und den Absatzmöglichkeiten innerhalb und 
außerhalb der Gemeinschaft soll allein über den 
Preis hergestellt werden. Nach der Festsetzung eines 
gemeinsamen Preises für Zucker soll ein freier Wa- 
renverkehr innerhalb der Gemeinschaft bestehen 
und die Produktion sich nach dem besten Standort 
ausrichten. Dabei wird ausgehend vom einheitlichen 
Richtpreis für Zucker ein Interventionspreis festge- 
setzt und von diesem wiederum unter Berücksichti- 
gung der Verarbeitungskosten ein Mindestpreis für 
Zuckerrüben abgeleitet. Diese Preisregelung wird 
durch einen Lagerkostenausgleich während des 
Zuckerwirtschaftsjahres ergänzt, der gleichbleibende 
Zuckerpreise für die Verbraucher gewährleisten soll. 


Die Intervention ist das Rückgrat des inneren Mark- 
tes. Für den Fall, daß der Markt Überschüsse auf- 
weist, sind Erstattungen vorgesehen, damit diese 
Überschüsse zu den in der Regel niedrigeren Welt- 
marktpreisen ausgeführt werden können. 

Der Schutz der Erzeuger der Gemeinschaft gegen- 
über den Drittländern soll sich unter normalen Um- 
ständen auf die Anwendung einer einheitlichen Ab- 
schöpfungsregelung beschränken, die den Zucker 
vom Weltmarktpreis auf den Preis des einführenden 
Mitgliedstaates anhebt. Für den Fall, daß die Welt- 
marktpreise für Zucker über dem innergemeinschaft- 
lichen Preisniveau liegen, kann bei Drittlandsein- 
fuhren und während der Übergangszeit im inner- 
gemeinschaftlichen Verkehr eine Subvention ge- 
währt werden. Bei Ausfuhren wird in diesem Falle 
dagegen eine Ausfuhrabschöpfung erhoben. Wenn 
auf Grund übermäßiger Einfuhren ernstliche Markt- 
störungen eintreten oder zu erwarten sind, kann 
nach den Bestimmungen der Artikel 9 und 20 des 
Verordnungsentwurfs die Erteilung von Einfuhr- 
genehmigungen gegenüber Drittländern für die 
Dauer der Gefährdung ausgesetzt werden. 

III. 

Der federführende Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat sich eingehend mit der 
Vorlage befaßt und ist dabei zu der Auffassung ge- 
langt, daß angesichts der betriebswirtschaftlichen 
Bedingungen für den Zuckerrübenanbau die Steue- 
rung der Erzeugung allein über den Preis nicht mit 
dem Grundsatz der rationellen Entwicklung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung vereinbar ist. 
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Der Vorschlag der Kommission ist daher nach Auf- i 
fassung des Ausschusses für die deutsche Landwirt- j 
Schaft unannehmbar, wenn er nicht durch die Fest- | 
legung von regionalen Produktionszielen innerhalb ! 
der Gemeinschaft ergänzt wird. , 

Der Ausschuß hat daher in Nummer 2 des Aus- 
schußantrages eine eingehende Stellungnahme aus- 
gearbeitet und dabei die Punkte hervorgehoben, in 
denen der Kommissionsvorschlag eine Änderung 
erfahren müßte. 

Der mitberatende Wirtschaftsausschuß hatte hin- 
sichtlich der Durchführung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Zucker Befürchtungen bezüg- 
lich einer Erhöhung des derzeitigen Verbraucher- 
preises für Zucker und einer Verlangsamung der not- 
wendigen Modernisierung der Zuckerfabriken in der 
Bundesrepublik. 

Der Ausschuß für Ernährung^ Landwirtschaft und 
Forsten sah in diesen beiden Punkten keine Ge- 


fahren und nahm daher diese Fragen in den Aus- 
schußantrag nicht auf. Er sieht vielmehr die Haupt- 
gefahr darin, daß der Zuckerrübenanbau in der Bun- 
desrepublik zugunsten der Länder zurückgeht, die 
günstigere Klima- und Bodenverhältnisse haben. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wie auch die mitberatenden Ausschüsse für 
Wirtschaft und Außenhandel schlagen dem Bundes- 
tag vor, den Kommissions Vorschlag zur Kenntnis zu 
nehmen, ersuchen aber gleichzeitig die Bundes- 
regierung, bei den Verhandlungen im EVVG-Mini- 
sterrat darauf hinzuwirken, daß die in Nummer 2 
des Aiisschußantrages^ aufgeführten Gesichtspunkte 
Berücksichtigung finden, um den Zuckerrübenanbau 
in der Bundesrepublik zu erhalten und eine aus- 
geglichene Versorgung der Bevölkerung mit Zucker 
sicherzustellen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem An- 
trag des Ausschusses zuzustimmen. 


Bonn, den 9. April 1965 


Bewerunge 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschliel5en, 

1. den Vorschlag der EWG-Kommission - Druck- ' 
Sache IV/21 18 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Be- 
ratungen in Brüssel folgende Forderungen zu ' 
vertreten: 

a) Der Kommissionsentwurf geht von dem ; 

Grundsatz der freien Erzeugung und ihrer 
Steuerung über den Preis aus. Im EWG-Raum 
— wie auch in der Welt — ist trotz steigenden ' 
Verbrauchs mit Zuckerüberschüssen zu rech- ; 
nen. Es besteht somit die Gefahr, daß die ; 
Rübenanbauer und Zuckerfabriken nicht nur ‘ 
erhebliche Anbaueinschränkungen, sondern i 
auch Preiseinbußen hinnehmen müssen, die 
zu schweren wirtschaftlichen Schäden der be- 
troffenen Betriebe und Gebiete führen kön- 
nen. , 

Im Interesse der Erhaltung des Zuckerrüben- 
anbaues und der Sicherung einer rationellen 
Entwicklung der landwirtschaftlichen Produk- ! 
tivität ist es daher erforderlich, den Kommis- | 
sionsvorschlag durch die Festlegung von ; 
regionalen Produktionszielen innerhalb der ; 
Gemeinschaft zu ergänzen. Eine solche Ergän- | 
zung sollte Voraussetzung für eine Zustim- i 
mung zu einer gemeinsamen Marktorganisa- ' 
tion für Zucker sein. In der Bundesrepublik i 
besteht bereits eine bewährte Marktordnung 
für Zucker, welche die Existenz der zucker- 
rüben-anbauenden und verarbeitenden Be- l 
triebe sichert. Gleichwertige Sicherheiten soll- i 
ten auch in einer gemeinsamen Regelung vor- 
gesehen werden. 

b) Der Kommissionsvorschlag sieht die Festset- i 
zung eines Richtpreises für Zucker vor, von 
dem über den Interventionspreis für Zucker 
ein Mindestpreis für Zuckerrüben abgeleitet 
werden soll. 

Es wäre wünschenswert, daß bei der Preis- • 
regelung von der Festsetzung eines kosten- j 
deckenden Rübenpreises ausgegangen wird, j 
damit die zuckerrübenanbauenden Betriebe I 


durch die EWG-Marktordnung keine Einkom- 
mensbußen erleiden. Der Kommissionsrege- 
lung könnte jedoch unter der Voraussetzung 
ziigeslimmt werden, daß Modellverträge ein- 
yelührt werden. In diesen Verträgen sollen 
insbesondere die Anlieferung und Bezahlung 
der Zuckerrüben, die Samenlicferung, die 
Schnitzelrücklieferung, die Frachten und die 
Anfuhrgelder geregelt sein, so daß eine ange- 
messene Beteiligung der Rübenanbauer an 
den Erlösen der Zuckerfabriken sichergestellt 
wird. 

c) Der Kommissionsvorschlag ist inzwischen 
dahin gehend ergänzt worden, daß die Rege- 
lungen über den Lagerkostenausgleich und 
über die Ausfuhrerstattungen auch auf Roh- 
zucker Anwendung finden. Die Intervention 
soll dagegen nur bis zum Ablauf des Jahres 
1969 zugelassen werden mit der Maßgabe, daß 
für die Zeit danach eine Ermächtigung vor- 
gesehen wird, bei anomalen Situationen be- 
sondere Maßnahmen ergreifen zu können. 

Der Bundestag nimmt hiervon mit Befriedi- 
gung Kenntnis, hält es aber für erforderlich, 
daß die rechtzeitige Umstellung der Rohzuk- 
kerfabriken auf Weißzuckerfabrikation durch 
staatliche Zuschüsse gefördert wird. 

d) Der Kommissionsvorschlag geht von dem 
Grundsatz der freien Ein- und Ausfuhr des 
Zuckers aus. Der Wegfall von mengenmäßi- 
gen Einfuhrbeschränkungen darf jedoch nicht 
verhindern, daß die Preise sich auf den Stand 
des Richtpreises entwickeln können. Der 
Schwellenpreis ist daher so hoch festzusetzen, 
daß der Absatz des im Rahmen der Produk- 
tionsziele erzeugten Zuckers zum Richtpreis in 
allen Gebieten möglich ist. 

e) Die Erzeugung von Zuckerrüben und Zucker 
ist besonders starken Ernteschwankungen 
unterworfen. Zur Erhaltung der Stabilität des 
Rübenanbaues und zur Sicherung einer mög- 
lichst ausgeglichenen Versorgung der Bevöl- 
kerung mit Zucker ist die Schaffung einer ge- 
meinsamen Vorratshaltung in der Endphase 
anzustreben. 


Bonn, den 9. April 1965 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Bewerunge 

Vorsitzender Berichterstatter 
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